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      I. Die Kolonialzeit (1607–​1763)
         

      

      Eine kleine Geschichte der Vereinigten Staaten, die einem breiteren Publikum verständlich
         sein soll, muss bemüht sein, das Spezifische in Geschichte, Gegenwart und Selbstverständnis
         des Landes herauszuarbeiten und die Differenz zur Entwicklung in Europa deutlich werden
         zu lassen. Angesichts dieser Zielrichtung erscheint eine chronologische Stoffanordnung
         angebrachter als eine thematische, um die historische Eigenentwicklung in den unterschiedlichen
         Phasen und Epochen amerikanischer Geschichte leichter nachvollziehbar zu machen. Damit
         soll nicht einem American exceptionalism das Wort geredet werden, jene unterstellte Außergewöhnlichkeit amerikanischer Geschichte
         und amerikanischen Lebens heute, der, ähnlich der viel zitierten Whig interpretation der englischen Geschichte, nichts anderes als die Selbstrechtfertigungsideologie
         einer herrschenden Bevölkerungsschicht ist, in der sich Schwarze, Hispanics und andere Minderheiten nicht wiederfinden. Wohl aber soll damit unterstrichen werden,
         dass das sich aus heutiger Sicht präsentierende Ergebnis amerikanischer Geschichte
         keineswegs als reine Variante europäischer Geschichte zu begreifen ist.
      

      Lässt man die amerikanische Urbesiedlung, die für das heutige amerikanische Leben
         vor allem als moralische Belastung eine Rolle spielt, außer Betracht, setzt die eigentliche
         amerikanische Geschichte 1607 ein, als die erste dauerhafte Siedlung von England an
         der Ostküste Nordamerikas angelegt wurde. Es handelte sich dabei keineswegs um die
         erste europäische Kolonialgründung auf dem nordamerikanischen Kontinent überhaupt,
         vielmehr beansprucht das 1565 gegründete St. Augustine im heutigen Bundesstaat Florida,
         die älteste Stadt der USA zu sein. Dennoch liegen die historischen Wurzeln der Vereinigten Staaten in den englischen
         Kolonialgründungen des 17. und 18. Jahrhunderts, während ehemalige spanische Gründungen
         auf dem heutigen amerikanischen Staatsgebiet erst im Laufe des 19. Jahrhunderts in
         dieses aufgenommen wurden.
      

      Dass die ersten Kolonisierungsversuche an der nordamerikanischen Küste alles andere
         als unproblematisch waren, war in England 1607 bekannt. Schließlich war 1585 auf Roanoke
         Island im heutigen Bundesstaat North Carolina eine erste Siedlung durch englische
         Seefahrer unter dem Namen Virginia errichtet worden, von der jedoch von nachfolgenden
         Reisenden keine Spuren mehr entdeckt werden konnten, so dass man davon ausgehen muss,
         dass sie der ansässigen Bevölkerung zum Opfer gefallen war.
      

      Zumindest drei Besonderheiten der englischen Kolonialgründungen in Nordamerika und
         zumal ihrer Frühgeschichte sind in diesen ersten Ereignissen ausgedrückt. Zunächst
         muss betont werden, dass es sich bei den englischen Kolonien in Nordamerika im Unterschied
         zu den spanischen Kolonien in Amerika um Siedlungskolonien und nicht um Beherrschungs-
         oder Eroberungskolonien handelte. Mit anderen Worten, England hatte keine Soldaten
         nach Amerika geschickt, um hier Land im Namen des Königs zu erobern und die einheimische
         Bevölkerung zu unterwerfen. Vielmehr brachten private, wenn auch mit königlichem Freibrief
         ausgestattete Kaufmannsgesellschaften, in diesem Fall die Virginia Company, auswanderungswillige Engländer und Engländerinnen im kaufmännischen Interesse nach
         Amerika, die bereit waren, dort zu siedeln, womit der Grundstock für einen zukünftigen
         Handel gelegt war.
      

      Aus diesen eher privatrechtlichen Gründungen folgte, dass die englische Regierung
         zumindest in den ersten Jahrzehnten ihnen weder besonderes Interesse entgegenbrachte,
         noch sie mit einer gezielten Politik begleitete. Diese auch später mitunter gerne
         so genannte «wohlwollende Vernachlässigung» brachte es mit sich, dass sich bereits
         in den Anfängen englischer Kolonialgründungen bestimmte Formen und Eigentümlichkeiten
         herausbilden sollten, von denen etliche nicht nur für die Kolonialzeit einen prägenden
         Charakter annahmen. Auf diese Entwicklung rechtlicher Freiräume jenseits staatlichen
         Zugriffs als politische Praxis wie als Rechtsmodell wird in der Folge noch einzugehen
         sein.
      

      Ein drittes Wesensmerkmal der englischen Kolonien im Unterschied zu den spanischen,
         das die Vereinigten Staaten in mancher Hinsicht bis heute prägt, folgte aus dem Charakter
         der Siedlungskolonie, die darauf basierte, dass sie die autochthone Bevölkerung verdrängte
         und sie gegebenenfalls, da ökonomisch hinderlich, vernichtete. Eine Mestizengesellschaft
         hat es daher im englischen Nordamerika wie in den nachfolgenden Vereinigten Staaten
         als soziales Phänomen zu keinem Zeitpunkt gegeben, und die Urbevölkerung wurde über
         Jahrhunderte als außerhalb von Zivilisation und Gesellschaft stehend begriffen – erst
         1924 erhielten ihre in den Vereinigten Staaten geborenen Nachfahren die volle amerikanische
         Staatsbürgerschaft. Man konnte mit ihnen wie mit ausländischen Mächten Verträge abschließen,
         einen ihrer Stämme, wie in den 1830er Jahren durch das Oberste Bundesgericht geschehen,
         als abhängige «Nation» auf dem Territorium der Vereinigten Staaten ansehen, nur als
         integralen Teil der amerikanischen Gesellschaft eigenen ethnischen Ursprungs mochte
         man sie jahrhundertelang nicht gelten lassen – eine bis zur Gegenwart zumindest im
         Unterbewusstsein nachwirkende Erblast für eine Gesellschaft, die sich heute öffentlich
         gern als multiethnisch darstellt.
      

      Die Virginia Company von 1606 verfolgte wirtschaftliche Interessen, und das Gleiche galt für das von ihr
         gegründete Jamestown und die Art und Weise, wie sich diese Kolonie Virginia in der
         Folge ausbreitete. In diese Entwicklung kam 1619 eine zusätzliche Komponente, als
         mit einem holländischen Piratenschiff zwanzig Afrikaner in Jamestown eintrafen, die
         man zuvor von einem spanischen Sklavenschiff in der Karibik geraubt hatte und hier
         gegen Nahrungsmittel eintauschte. Damit hatte die Geschichte des Schwarzen Amerika
         begonnen. Zugleich hatte damit ein weiteres Phänomen seinen Anfang genommen, nämlich
         dass nicht alle, die in den folgenden Jahren und Jahrhunderten ihren Fuß auf amerikanische
         Erde setzten, aus freien Stücken kamen. Das gilt nicht allein für die Schwarzen bis
         ins 19. Jahrhundert, sondern auch für so manchen englischen Gesetzesbrecher, den die
         Regierung in London in die amerikanischen Kolonien deportieren ließ.
      

      Für die über 70.000 Engländer, die bis zum Beginn des englischen Bürgerkriegs 1642
         nach Amerika auswanderten, galt dieses durchweg nicht. Aber nicht alle von ihnen überquerten
         den Atlantik aus wirtschaftlichen Gründen, um ärmlichen Verhältnissen in England zu
         entfliehen oder ein materiell bessergestelltes Leben in Nordamerika oder der Karibik
         (einschließlich Bermuda) zu erreichen. Viele gingen aus religiösen Gründen. Unter
         ihnen befanden sich etliche Katholiken unter dem Schutz von Lord Baltimore, der 1632
         vom englischen König ein Gebiet nördlich des Potomac zur Kolonisierung erhalten hatte,
         das er diesen Zielen entsprechend Maryland nannte. Noch bekannter und für das amerikanische
         Selbstverständnis prägender geworden sind jene Puritaner, die als sogenannte Pilgerväter
         an Bord der Mayflower nach Amerika segelten und Ende 1620 bei Cape Cod im heutigen Massachusetts an Land
         gingen. Sie stellten nur eine Minderheit unter den 101 Passagieren und Besatzungsmitgliedern,
         aber sie setzten jenen «Mayflower-Vertrag» vom 11. November 1620 auf, der als frühestes
         Dokument amerikanischer Selbstverwaltung und des Willens, ihr Gemeinwesen mit selbstgegebenen
         gerechten und gleichen Gesetzen zu ordnen, in die amerikanische Geschichte eingegangen
         ist.
      

      Aus den unterschiedlichen Gründungen dieser und der folgenden Jahrzehnte lassen sich
         drei Grundmotive zur Anlage von Kolonien herauslesen, nämlich einmal wirtschaftliche
         Interessen, wie sie nach Virginia 1663 bei der Anlage der beiden Carolinas und 1664
         bei der von New Jersey zum Tragen kamen; zum anderen religiöse Gründe, die zur Errichtung
         von Massachusetts und dann 1631, 1636 und 1638 durch Abspaltung von diesem zur Anlage
         von Connecticut, Rhode Island und New Hampshire und 1680 zur Gründung von Pennsylvania
         führten; und schließlich überwiegend philanthropische Überlegungen, die 1732 für die
         Einrichtung von Georgia maßgeblich wurden. Hinzu kam eine Besonderheit, nämlich zur
         Arrondierung des englischen Kolonialbesitzes an der nordamerikanischen Küste 1664
         als Kriegsgewinn die vormals holländischen Kolonien, woraus die englischen Kolonien
         New York und in gewisser Hinsicht Delaware entstanden.
      

      Diese unterschiedlichen Entstehungsgeschichten der englischen Kolonien in Nordamerika
         schlugen sich in den verschiedenartigen Rechtsformen dieser mit der Gründung von Georgia
         auf dreizehn angewachsenen Kolonien nieder, die zugleich das über das 17. Jahrhundert
         hin deutlich angewachsene Interesse der englischen Regierung an diesen Kolonien widerspiegeln.
         Danach lassen sich Eigentümerkolonien, königliche Kolonien und sogenannte Charterkolonien
         voneinander unterscheiden. Während die ersten Gründungen durch Eigentümer – entweder
         eine Gesellschaft oder eine einzelne Familie – erfolgten, trat an ihre Stelle zunehmend
         der König, d.h. der englische Staat als Rechtsträger, an den die Eigentümer entweder
         ihren Titel abtraten oder der von sich aus unter dem Zwang der Ereignisse die ursprüngliche
         Rechtsform aufhob. So wurden u.a. Virginia 1624 und Massachusetts 1691 königliche
         Kolonien. Am Ende der britischen Kolonialzeit gab es acht königliche Kolonien (New
         Hampshire, Massachusetts, New York, New Jersey, Virginia, North und South Carolina
         und Georgia), drei Eigentümerkolonien (Pennsylvania, Delaware und Maryland) und zwei
         Charterkolonien (Connecticut und Rhode Island). In den königlichen Kolonien wurde
         der Gouverneur vom König ernannt – häufig ein Mitglied des englischen niederen Adels,
         der an dieser Pfründe interessiert war und dessen Ernennung wie Amtsdauer vom Wohlwollen
         seiner mächtigen Freunde in England abhing –, was in den fraglichen drei übrigen Kolonien
         durch den Eigentümer geschah, während sich Connecticut und Rhode Island selbst regierten.
         Der Gouverneur, dem ein von ihm ernannter Rat zur Seite stand, war einerseits der
         höchste Repräsentant der Krone in den Kolonien und der Wahrer der imperialen Interessen.
         Andererseits stand ihm die nach dem Zensuswahlrecht gewählte Versammlung (Assembly) gegenüber, die für sich nach dem Vorbild des englischen Unterhauses die Finanzhoheit
         in Anspruch nahm. In dem damit institutionalisierten Spannungsverhältnis zwischen
         imperialen und kolonialen Interessen kam nicht nur dem Gouverneur eine wesentliche
         Rolle zu, der jede gesetzgebende Maßnahme der Versammlung mit einem absoluten Veto
         belegen konnte, sondern auch den drei wichtigsten englischen Regierungsorganen, Handelsministerium
         (Board of Trade), Schatzamt (Treasury) und Zollkommission (Customs commissioners), die alle ein Mitspracherecht bei der Verwaltung der Kolonien beanspruchten, so
         dass etwa das Handelsministerium jedes koloniale Gesetz annullieren konnte.
      

      Die kolonialen Institutionen hatten sich im Laufe der Zeit herausgebildet und verfestigt.
         Dabei gelang es unter dem Einfluss der Glorreichen Revolution in England (1688/89) den Assemblies in einer Reihe von Kolonien, ihre Position nachhaltig zu stärken. Andere Entwicklungsfaktoren
         waren die im 17. und 18. Jahrhundert häufigen Kriege Englands mit Frankreich, die
         stets eine Komponente auf dem amerikanischen Kontinent fanden, wo der französische
         Kolonialbesitz am Unterlauf des St. Lawrence um Quebec und seine potentielle Ausdehnung
         in den Bereich des Hinterlandes der englischen Kolonien immer wieder für Spannungen
         sorgten, wobei sich beide Seiten gerne der ansässigen Urbevölkerung als kriegerische
         Hilfstruppen bedienten. Aber auch die wachsende Besiedlung der englischen Kolonien
         und damit ihre ständige weitere Ausdehnung nach Westen und ihre zunehmend heterogener
         werdende Bevölkerung aus Einwanderern, vor allem aus England (ca. 60 %), Schottland,
         Irland und Deutschland (je ca. 8–​9 %) sowie die wachsende Zahl schwarzer Sklaven
         insbesondere in den südlichen Kolonien trugen zur zunehmenden Eigenständigkeit der
         Kolonien bei.
      

      Ebenso unterschiedlich wie die Motive der kolonialen Gründungen waren die Beweggründe
         für die Auswanderung in diese Kolonien gewesen. Viele kamen, um Armut, Krieg und drohenden
         Hungersnöten in Europa zu entfliehen, während andere sich aufgrund ihrer religiösen
         Überzeugungen unterdrückt und verfolgt fanden und in den englischen Kolonien ein ihrem
         Glauben gemäßes Leben führen wollten. Für die Puritaner bedeutete dies ein «neues
         Jerusalem» als Ausdruck der reinen unverfälschten Lehre, die rasch zum theokratischen
         Dogma erstarrte und Abweichler vertrieb, unter ihnen Roger Williams, der 1636 die
         Siedlung Providence errichtete und damit praktisch zum Gründer von Rhode Island wurde
         und als einer der frühesten und bedeutendsten Verfechter religiöser Toleranz in die
         amerikanische Geschichte ebenso wie in die der Menschenrechte eingegangen ist. Für
         die Quäker wurde diese religiöse Toleranz zum Lebensgrundsatz und zumal in Pennsylvania,
         einem ihrer bevorzugten Siedlungsgebiete, zum allgemeinen Leitbild der Kolonie, so
         dass sich hier schließlich dank einer Vielzahl von Sekten und Glaubensgemeinschaften
         eine religiös und damit auch ethnisch besonders heterogene Gesellschaft entwickelte.
         Was sich jedoch trotz mancher Versuche aus England nicht verwirklichen ließ, war die
         Errichtung eines anglikanischen Bistums in den Kolonien, obwohl die anglikanische
         Kirche vor allem in Virginia anteilmäßig relativ stark vertreten war. Auf diese Weise
         blieb die koloniale Bevölkerung bis zur Unabhängigkeit im religiösen Bereich breit
         gefächert und zersplittert, aber in hohem Maße selbstbestimmt, während sich die für
         das alte Europa so kennzeichnende Allianz von Thron und Altar, von einem zeitlich
         begrenzten Zwischenspiel in Massachusetts abgesehen, in Amerika nicht hat herausbilden
         können, woraus sich auch die Sonderstellung der Mormonen in Utah seit der zweiten
         Hälfte des 19. Jahrhunderts erklärt.
      

      Gerade weil es diese Vielfalt in relativer Eintracht von Anbeginn gab und bis heute
         gibt, hat die Kirche bis in unsere Tage eine besonders zentrale Rolle im amerikanischen
         Leben als Bezugspunkt und soziale Institution spielen können bis hin zur Bigotterie
         und einem stets virulenten christlich-protestantischen Fundamentalismus. Nicht nur
         waren in Zeiten religiöser Bedrückung oft ganze Kirchengemeinden samt Pfarrer nach
         Amerika ausgewandert, sondern auch in der Folgezeit blieb mangels anderer leistungsfähiger
         karitativer Organisationen die Kirchengemeinde eine zentrale Institution zur Integration
         von Neuankömmlingen.
      

      Diese Kirchengemeinde hatte sich schon zu Beginn der kolonialen Gründungen, wie der
         «Mayflower-Vertrag» erkennen lässt, zur politischen Gemeinde weiterentwickelt, in
         der es nicht wie in England gewachsene Privilegien gab, sondern in der jene Männer
         mitwirkten, die an der Gemeinde ein manifestes Interesse hatten, d.h. über einen gewissen
         Mindestbesitz verfügten, für den naturgemäß die Landwirtschaft die Basis darstellte.
         Doch mit zunehmender Bevölkerung differenzierte sich das Bild. In den Neuenglandkolonien
         (Massachusetts, Connecticut, Rhode Island und New Hampshire) waren die Böden karg
         und die Erträge niedrig, so dass hier früher als in anderen Kolonien die Suche nach
         Alternativen einsetzte, wobei die Landesnatur gleich in mehrfacher Hinsicht zu Hilfe
         kam. Der vorhandene Baumbestand eignete sich vorzüglich für Schiffsbauten, und die
         buchtenreiche Küste bot eine Fülle sicherer Häfen. Die Verstädterung setzte daher
         hier früher als im übrigen Nordamerika ein, und Mitte des 18. Jahrhunderts verfügte
         Boston bereits über 15.000 und Newport über 10.000 Einwohner. Schiffsbau, Überseehandel
         und Fischfang wurden bedeutende Erwerbszweige, während Farmer auf der Suche nach geeigneten
         Böden immer weiter nach Westen ziehen mussten.
      

      Dieser Zug nach Westen war in allen Kolonien im 18. Jahrhundert zu verzeichnen, und
         er drückt den sich erweiternden Siedlungsraum einer deutlich wachsenden Bevölkerung
         aus. Zugleich ist er damit ein Indiz für die Verknappung des Bodens im Bereich der
         alten Siedlungen und für die Zunahme der Ungleichheit zwischen zu Wohlstand und Vermögen
         gekommenen, meist alten Siedlerfamilien im Osten und der durchweg ländlichen, meist
         neueren Bevölkerung im Westen. Zwar waren diese Vermögensdisparitäten weit davon entfernt,
         europäische Ausmaße anzunehmen oder jenen vergleichbar zu sein, die sich in den spanischen
         und portugiesischen Kolonien Mittel- und Südamerikas herausgebildet hatten, aber der
         sehr viel egalitärere Charakter der Gründungsphase war im Laufe des 18. Jahrhunderts
         einer Gesellschaft gewichen, in der es bei aller Flexibilität und Mobilität bereits
         so etwas wie sozioökonomische Eliten, eine Art Mittelschicht und eine wenn auch zahlenmäßig
         vergleichsweise kleine Unterschicht gab.
      

      Nicht allein die Mittelatlantikkolonien (Pennsylvania, New York und New Jersey) mit
         ihren beiden großen Städten Philadelphia – mit 40.000 Einwohnern der nach London,
         Dublin und Bristol viertgrößten Stadt des britischen Reiches um 1775 – und dem etwas
         mehr als halb so großen New York spiegelten in ihrer jeweiligen Heterogenität diese
         soziale Situation wider, sondern zum Teil auch das Hudsontal zwischen New York und
         Albany, in dem einige wenige Latifundienbesitzer Hunderttausende Hektar fruchtbaren
         Ackerlandes besaßen, die von einer wachsenden Zahl von Pächtern bewirtschaftet wurden.
      

      Die Südatlantikkolonien von Maryland und Delaware bis Georgia schließlich hatten sich
         im Laufe des 18. Jahrhunderts zu Großerzeugern von in Europa zunehmend begehrten Agrarprodukten
         entwickelt, darunter insbesondere Tabak, Reis, Indigo und Baumwolle, die auf ausgedehnten
         Plantagen der Küstenregionen durch eine sogenannte Pflanzeraristokratie unter dem
         Einsatz einer wachsenden Zahl schwarzer Sklaven erzeugt wurden. Städte gab es hier
         mit Ausnahme von Charleston mit rund 10.000 Einwohnern so gut wie keine, und die Verschiffung
         der Erzeugnisse nach Großbritannien erfolgte direkt über die wasserreichen Flüsse
         mittels britischer oder neuenglischer Schiffer. Wo die natürlichen Voraussetzungen
         für die Erzeugung dieser Produkte fehlten, etwa im Hinterland der Kolonien oder in
         North Carolina, dominierte die vergleichsweise kleine und bescheidene Familienfarm.
      

      In diesen wirtschaftlich prosperierenden dreizehn Kolonien hatte sich im Laufe des
         17. und 18. Jahrhunderts die Bevölkerung rund alle 25 Jahre verdoppelt, so dass gegen
         Ende der Kolonialzeit rund 2,5 Millionen Menschen in ihnen lebten, von denen etwa
         ein Fünftel schwarze Sklaven waren, die zu rund 90 % im Süden lebten. Die weiße Bevölkerung
         verteilte sich nahezu gleichmäßig auf die drei Sektionen der Neuengland-, Mittel-
         und Südatlantikkolonien und hatte nunmehr die Küstenregion vom südlichen Maine, das
         zu Massachusetts gehörte, bis nach Georgia durchgehend besiedelt, während im Westen
         von Pennsylvania bis nach North Carolina der Ostabhang der Appalachen bereits weitgehend
         erreicht worden war.
      

      Bedenkt man, dass sich diese Besiedlung der Küstenregion über eine Länge von nahezu
         2000 Kilometer erstreckte und bis zu etwa 300 Kilometer landeinwärts vorgedrungen
         war, wird nicht nur deutlich, dass dem lokalen Umfeld in seiner relativen Isolation
         eine erhebliche Bedeutung zukam, sondern auch, dass mangels einer hinreichenden Infrastruktur
         die sich herausbildende koloniale Gesellschaft noch kaum eine den eigenen überschaubaren
         Raum oder gar die Grenzen der eigenen Kolonie überschreitende Form annehmen konnte.
         Jede Tätigkeit, sei es im Alltagsleben wie in der Arbeitswelt oder im politischen
         Bereich, hatte daher zunächst zwangsläufig ein lokales, bestenfalls enges regionales
         Bezugsfeld, in dem Veränderungen eher von innen als von außen erfolgten. In dieser
         individualisierten Welt kam daher von Anbeginn der Eigenverantwortung und der Eigeninitiative
         ein hoher Stellenwert in der Lebensbewältigung zu, ein Charakterzug, der sich bis
         zur Gegenwart im amerikanischen Leben – man denke nur an die Sozialstaatsproblematik –
         sehr viel folgenreicher bemerkbar macht als in Europa.
      

      Diese Charakteristika amerikanischen Lebens wurden wesentlich begünstigt durch das
         System der englischen Kolonialverwaltung. Nicht nur dass es hier außer im Fall des
         Postwesens praktisch an übergreifenden Strukturen fehlte, auch die Besonderheiten
         der Verwaltung der einzelnen Kolonien förderten indirekt diese Individualisierungstendenzen.
         Indem es den kolonialen Parlamenten getreu ihrem Vorbild in Westminster gelungen war,
         sich die Finanzhoheit zu sichern, kontrollierten sie neben den Einnahmen auch weitgehend
         die Ausgaben der Kolonien bis hin zu den Gehältern und Aufwandsentschädigungen der
         Amtsinhaber, angefangen mit dem Gouverneur. Damit konnten sie einen erheblichen Einfluss
         auf die Politik der Kolonien nehmen bzw. in Konfliktzeiten die imperiale Politik der
         Londoner Regierung, vertreten vor Ort durch den Gouverneur, nachhaltig stören. Indem
         es den Assemblies im Verlauf des 18. Jahrhunderts gelang, das gesamte parlamentarische Verfahren in
         ihren Kolonien zu kontrollieren und ihren damit gewonnenen Einfluss bis in die Exekutive
         auszudehnen, vermochten sie Männer ihres Vertrauens anstelle jener des Gouverneurs
         in Exekutivämter, etwa als Steuerbeamte, aber auch als Richter, zu entsenden, womit
         eine Stabilisierung der Herrschaft im Sinne der britischen Kolonialpolitik zunehmend
         erschwert wurde. Damit verschoben sich die politischen Gewichte in den Kolonien zusehends
         hin zu den gewählten Versammlungen, während zugleich die Autorität der britischen
         Regierung ins Wanken geriet und es ihr immer schwerer wurde, sich durchzusetzen.
      

      Mit diesen innerkolonialen Machtverschiebungen, die für die Stabilität des britischen
         Reiches von weitreichender Bedeutung werden sollten, war es zumal den sozioökonomischen
         Eliten im etablierten Osten der Kolonien gelungen, weitreichenden Einfluss auf die
         Politik ihrer Kolonien zu gewinnen. Doch nicht nur die britischen Interessen waren
         damit latent beeinträchtigt, auch jene der Siedler in den neuen Siedlungsgebieten
         im Westen, die sich nicht nur politisch unterrepräsentiert, sondern auch in ihren
         speziellen Belangen kaum berücksichtigt und häufig völlig alleingelassen fanden. Neben
         der fortschreitenden Individualisierung war damit an die Stelle einer wachsenden Konsolidierung
         der britischen Macht in den amerikanischen Kolonien im Laufe von anderthalb Jahrhunderten
         ihre schleichende Erosion getreten.
      

   
      II. Das Zeitalter der Revolution (1763–​1789)
         

      

      Diese latente Erosion der britischen Machtposition in ihren amerikanischen Kolonien
         war der Regierung in London am Ende des Siebenjährigen Krieges, der in den Kolonien
         French and Indian War genannt wurde, keineswegs bewusst. Vielmehr sonnte man sich in dem Gefühl, einen
         großen Sieg errungen zu haben: Die britische Herrschaft war nicht nur in Indien gefestigt,
         es war auch gelungen, Frankreich vom nordamerikanischen Kontinent zu verdrängen. Man
         hatte das französische Quebec erobert, und Frankreich musste seinen Besitz am Unterlauf
         des Mississippi, Louisiana, an Spanien abtreten. Damit war die Gefahr einer Umklammerung
         der britischen Kolonien an der nordamerikanischen Ostküste durch Frankreich gebannt,
         und aus Sicht der Kolonisten schien eine weitere Ausdehnung nach Westen jenseits der
         Appalachen nur noch eine Frage der Zeit.
      

      Diese Hoffnungen bekamen ihren ersten Dämpfer mit der Königlichen Proklamation vom
         7. Oktober 1763. Sie legte den Hauptkamm der Appalachen als westliche Grenze für weiße
         Besiedlung und Landkäufe fest und behielt das Gebiet zwischen Appalachen und Mississippi
         den Ureinwohnern vor. Damit sollten künftige Konflikte zwischen Siedlern und der autochthonen
         Bevölkerung und deren Überfälle und die Unsicherheiten an den Grenzen der weißen Siedlungen
         vermieden werden.
      

      Der Unmut in den Kolonien über diese Maßnahme, die den kolonialen Interessen keinerlei
         Rechnung trug, sollte schon wenige Monate später neue Nahrung durch ein Parlamentsgesetz
         erhalten, das – unter dem Zwang der kriegsbedingt dramatisch gestiegenen Staatsschuld –
         in der Nachkriegswirtschaftskrise ein erster Schritt war, das vergrößerte Weltreich
         neu zu ordnen und einen Teil der Kosten für die imperiale Verwaltung auf die Kolonien
         abzuwälzen. Mit diesem «Amerikanischen Fiskalgesetz» von 1764, das in den Kolonien
         allgemein als «Zuckergesetz» bezeichnet wurde, galt die Politik der «wohlwollenden
         Vernachlässigung» endgültig als beendet. Das Gesetz sollte mehr Geld in die britische
         Staatskasse bringen. Doch die vor allem in Neuengland wortreich vorgetragene Empörung
         richtete sich insbesondere dagegen, dass der Zoll auf westindische Molasse, dessen
         Erhebung man in der Vergangenheit einfach hatte umgehen können, nunmehr rigoros eingetrieben
         werden sollte. Auch das nachfolgende «Währungsgesetz», das in allen Kolonien die weitere
         Ausgabe von Papiergeld zur Minderung der permanenten Kapitalknappheit kategorisch
         untersagte, verbitterte die Kolonien, da die britische Politik offensichtlich nicht
         bereit war, kolonialen Wirtschaftsinteressen Rechnung zu tragen. Jenes Gefühl, zumindest
         in wirtschaftlicher Hinsicht Bürger zweiter Klasse zu sein, bereits in der Vergangenheit
         durch vielfältige Produktions- und Handelsbeschränkungen zugunsten britischer Wirtschaftsinteressen
         genährt, fand rasch neue Bestätigung. Als in dieser Situation die britische Regierung
         1765 noch ein Einquartierungsgesetz und ein Stempelsteuergesetz erließ, schien der
         Angriff auf die Rechte und Freiheiten der Kolonien unverhohlen.
      

      In allen Kolonien formierte sich der Protest, in dem rasch radikale Töne angeschlagen
         wurden. Die britischen Gesetze, so hieß es, würden die Kolonien ruinieren. Sie seien
         «verfassungswidrig», denn schließlich sei es ein eherner britischer Verfassungsgrundsatz,
         dass Steuern nur durch das Volk selbst mittels seiner gewählten Vertreter beschlossen
         werden könnten. Die Kolonien aber seien nicht im Parlament von Westminster vertreten.
         Das Wort von No Taxation without Representation (Keine Steuer ohne Mitwirkung) machte die Runde.
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